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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 4 AS 304/13 B 
 
L 6 AS 217/11 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 4 AS 1725/10 (SG Mainz) 
 
 
 
……………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller  

und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Bad Kreuznach, 
Bosenheimer Straße 16, 55543 Bad Kreuznach, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. September 2013 durch  

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richterinnen  

S.  K n i c k r e h m    und   B e h r e n d   

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 24. April 2013 - L 6 AS 

217/11 - Prozesskostenhilfe zu gewähren und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision in dem bezeichneten Ur-

teil wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger begehrt im Ausgangsverfahren höhere Leistungen für Unterkunft und Heizung für 

den Zeitraum vom 24.1.2007 bis 30.6.2008 im Rahmen eines Überprüfungsverfahrens nach 

§ 44 SGB X. Im zuvor benannten Zeitraum bewohnte er ein Wohnhaus mit rund 130 qm Wohn-

fläche, an dem er ein unentgeltliches Nießbrauchrecht hielt. Eigentümer des Hauses waren 

seine Tochter und sein Sohn. Das Haus wurde mit Heizöl und Festbrennstoffen (Holz/Briketts) 

beheizt, sowie das Badezimmer mit Strom. Am 26.1.2010 beantragte der Kläger die Über-

nahme der noch offenen Heizkosten für den eingangs benannten Zeitraum in Höhe von 

1978,06 Euro. Der Beklagte verwies auf die zahlreichen Klage- und Berufungsverfahren, in 

denen bestätigt worden sei, dass dem Kläger keine höheren Leistungen für Unterkunft und Hei-

zung zwischen Januar 2007 und Juni 2008 zugestanden hätten. Mit seinem hiergegen gerich-

teten Klagebegehren ist der Kläger vor dem SG insoweit erfolgreich gewesen, als ihm dieses ab 

dem 24.1.2007 eine Winterbrandhilfe in Höhe von 320 Euro nebst 4 % Zinsen ab dem 7.8.2010 

zugesprochen hat, allerdings verbunden mit der Anordnung der Auszahlung an die Tochter des 

Klägers, weil die Rechnung auf ihren Namen ausgestellt worden sei. Im Übrigen hat es die 

Klage abgewiesen (Urteil des SG Mainz vom 17.2.2011). Das LSG hat die Berufung des Klä-

gers hiergegen zurückgewiesen  (Urteil des LSG vom 24.4.2013). Es ist zu dem Ergebnis ge-

langt, dass der Überprüfung für die Monate Januar und Februar 2008 die rechtskräftige Ent-

scheidung des SG betreffend diesen Zeitraum entgegen stünde. Für die anderen im Streit ste-

henden Monate habe der Kläger über die bewilligten Leistungen für Unterkunfts- und Heizauf-

wendungen hinaus keine Nachweise für höhere Ausgaben erbracht. Im Übrigen sei der Kläger 

auch keiner echten Mietzinsforderung ausgesetzt gewesen.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG wendet sich der Kläger mit seiner 

Beschwerde und beantragt die Bewilligung von PKH sowie die Beiordnung eines beim BSG 

zugelassenen Rechtsanwalts für die Durchführung dieses Verfahrens. 

 

 

II 

 

1. Dem Antrag auf PKH kann nicht stattgegeben werden. Nach § 73a SGG iVm § 114 ZPO 

kann einem Beteiligten für das Verfahren vor dem BSG nur dann PKH bewilligt werden, wenn 

die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet; das ist hier nicht der 

Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 

SGG) in der Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers erfolgreich zu begrün-

den. 
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Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB 

oder des BVerfG abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfah-

rensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann 

(Nr 3). Ein solcher Zulassungsgrund ist weder dem Vorbringen des Klägers noch aufgrund 

summarischer Prüfung des Streitstoffs nach Aktenlage ersichtlich. 

 

Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) ist nicht erkennbar. 

Sie ist nur dann anzunehmen, wenn eine Rechtsfrage aufgeworfen wird, die - über den Einzel-

fall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch 

das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache 

kann nicht mit besonderen persönlichen Verhältnissen begründet werden, sondern muss sich 

aus einer Auseinandersetzung mit den zugrunde liegenden Rechtsfragen ergeben. Derartige 

Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung sind hier nicht ersichtlich. Im Streit stehen in die-

sem Verfahren im Wesentlichen die tatsächlichen Feststellungen des LSG als Grundlage des-

sen Entscheidung, insbesondere im Hinblick auf den Nachweis weiterer Aufwendungen des 

Klägers für Heizung und des Bestehens einer echten Mietzahlungsverpflichtung sowie einer 

weitere Nebenkosten betreffenden Forderung.  

 

Die Entscheidung des LSG weicht auch nicht von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB 

oder des BVerfG ab, weshalb eine Divergenzrüge keine Aussicht auf Erfolg verspricht (§ 160 

Abs 2 Nr 2 SGG). Divergenz kommt ausschließlich in Betracht, wenn das LSG einen Rechts-

satz in Abweichung von einem solchen des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt 

hat. Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter in der Lage sein 

könnte, derartige abweichende Rechtssätze, auf denen die Entscheidung beruht, zu benennen.  

 

Schließlich ist nicht ersichtlich, dass ein beim BSG zugelassener Prozessbevollmächtigter einen 

Verfahrensmangel geltend machen könnte, auf dem die angefochtene Entscheidung des LSG 

beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG). Soweit der Kläger geltend macht, die tatsächli-

chen Aufwendungen ergäben sich aus den bekannten Rechnungen und Belegen, ist es nicht zu 

erkennen, dass das Berufungsurteil auf der verfahrensfehlerhaft unterlassenen Beiziehung die-

ser Unterlagen iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG beruhen könnte. Eine aus der Sicht des Klägers 

unzutreffende rechtliche Schlussfolgerung des LSG aus den von ihm in Bezug genommenen 

Belegen stellt keinen im Revisionsverfahren beachtlichen Verfahrensfehler dar. Auf eine unzu-

treffende Beweiswürdigung kann ein Verfahrensmangel nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG  nicht ge-

stützt werden.  
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2. Die Nichtzulassungsbeschwerde war ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzu-

lässig zu verwerfen, weil der Kläger insoweit nicht durch einen vor dem BSG zugelassenen Pro-

zessbevollmächtigten vertreten war (§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG.  
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